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Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Parteiensystem

Um die Wahlchancen von Frauen im Herbst 1999 zu verbessern, stellten sich die
Frauen der FDP, CVP, SVP, SP, GPS und EVP hinter das von der Eidgenössischen
Frauenkommission (EFK) lancierte 12-Punkte-Manifest «Mehr Frauen ins Parlament!»,
das u.a. mehr Unterstützung der Frauen im Wahlkampf, die Förderung von
Gleichstellungsbemühungen sowie spezifische Frauenstrukturen und
Frauenbeauftragte in den Parteien forderte. 1

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 26.05.1998
URS BEER

Grosse Parteien

Die SVP verabschiedete an der Delegiertenversammlung in Freiburg vom 16. Februar ihr
Parteiprogramm 91. Im über 60 Seiten umfassenden Dokument wurden sämtliche für
die SVP wesentlichen Politikbereiche abgehandelt, wobei sich die Partei in den Fragen
der europäischen Integration sowie in der Aussen- und Sicherheitspolitik einen
grossen Interpretationsspielraum liess. Herausstechend war die Forderung nach einem
Gemeinschaftsdienst für Männer und Frauen. In den Bereichen Asyl- und
Ausländerpolitik und Drogen zeigte die SVP eine restriktive Haltung. In der Frauenpolitik
konnten zwar das Lohngleichheitsgebot für Mann und Frau sowie ein gesetzliches
Diskriminierungsverbot bei einer Mehrheit Gnade finden, eine Quotenregelung für die
Besetzung von wichtigen Parteigremien wurde hingegen abgelehnt. 2

PARTEICHRONIK
DATUM: 16.02.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im übrigen verabschiedete die Delegiertenversammlung der SP ebenfalls ein Manifest
zur Gleichstellung von Frau und Mann. Die Gleichberechtigung von Frauen und
Männern in Gesellschaft, Beruf und Politik soll in zehn Jahren erreicht werden. Als
dritter Schwerpunkt wurde die Lancierung von zwei Volksinitiativen im Bereich der
Sicherheitspolitik beschlossen. Unter den Titeln «Für ein Verbot der
Kriegsmaterialausfuhr» resp. «Für weniger Militärausgaben und mehr Friedenspolitik»
wurden die Initiativen unter Mitarbeit der Arbeitsgemeinschaft für Rüstungskontrolle
und ein Waffenausfuhrverbot (ARW) sowie des Christlichen Friedensdienstes (CFD) im
Mai lanciert. Der Schweizerische Gewerkschaftsbund, die Gruppe Schweiz ohne Armee
(GSoA) und über zwanzig friedens- und entwicklungspolitische Organisationen
unterstützten die Initiativen. Vor der Initiativlancierung stellte die Partei die
«Grundlagen zur Friedens-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik» vor, welche eine Art
Gegenvorschlag zum im April veröffentlichten «Sicherheitsbericht 90» des Bundesrates
darstellten.
Bei der Würdigung des Sicherheitsberichtes im Ständerat stellte sich Miville (BS) gegen
die allgemein kritische Haltung seiner Partei. 3

PARTEICHRONIK
DATUM: 24.09.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Bei der Ausarbeitung des neuen Parteiprogramms der CVP, das den Titel «Zukunft für
alle» trägt, versuchte die Programmkommission unter der Leitung von Ständerat
Cottier (FR) einerseits, die Positionen der verschiedenen Flügel innerhalb der Partei auf
einen Nenner zu bringen, andererseits aber auch die Attraktivität der schon seit Jahren
an einer starken Erosion leidenden Partei durch eine Anpassung an neue soziale
Gegebenheiten zu erhöhen. So wurde die Umschreibung der Familie als ein tragendes
Fundament unserer Gesellschaft, welche noch im Programm von 1987 eine zentrale
Stellung innehatte, durch eine Formulierung, die auch andere Gemeinschaftsformen als
diejenige der traditionellen Familie befürwortet, ersetzt. Während das «Solothurner
Programm» von 1987 als Schwerpunkt die drohende Umweltzerstörung thematisiert
hatte, ist das neue Programm weitgehend durch bestimmte Bereiche der
internationalen Politik geprägt: Einerseits forderte die CVP im Rahmen der
europäischen Integrationspolitik den Bundesrat auf, nach dem Abschluss der EWR-
Verhandlungen ein EG-Beitrittsgesuch zu stellen. Andererseits soll die Sicherheits- und
Neutralitätspolitik im veränderten europäischen Umfeld neu definiert werden; ebenso
sollen Lösungsansätze in der Migrations- und Asylproblematik durch ein striktes
Ausfuhrverbot von Kriegsmaterial gesucht werden. Die innenpolitischen Schwerpunkte
im Programm betrafen die Landwirtschafts- und Umweltpolitik, die Gentechnologie, die
Gleichstellung von Mann und Frau sowie einzelne Problembereiche aus der
Sozialpolitik. Die Delegiertenversammlung vom 4. Mai in Weinfelden (TG)

PARTEICHRONIK
DATUM: 10.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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verabschiedete das Programm; in der Asylpolitik verlangten die Delegierten zudem eine
Straffung des Verfahrens, lehnten jedoch einen Vorstoss der zürcherischen CVP für
eine Beschränkung der Asylbewerberzahl auf 25'000 deutlich ab. Die Forderung nach
einem Europa der Regionen bildete den Schwerpunkt am Parteitag in Basel. 4

Kurze Zeit vor dem im November stattfindenden Parteitag der CVP in Freiburg, an
welchem die Delegierten im übrigen eine Frauenquote für die nationalen Parteigremien
(Delegiertenversammlung, Vorstand und Präsidium) von mindestens einem Drittel
guthiessen, kündigten sowohl Parteipräsidentin Segmüller als auch Fraktionspräsident
Vital Darbellay (VS) ihren Rücktritt an; neuer Fraktionschef wurde Nationalrat Peter
Hess (ZG), und für das Parteipräsidium wurde im Berichtsjahr Ständerat Carlo Schmid
(AI) durch die Parteispitze nominiert. 5

PARTEICHRONIK
DATUM: 09.11.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eine Studie zu den Resultaten der Frauen in der FDP bei den Nationalratswahlen,
welche unter der Leitung der Politologin Ballmer-Cao durchgeführt worden war, zeigte
die schwache Vertretung der FDP-Frauen in den Parlamenten auf allen Stufen (Bund,
Kantone, Städte) auf. Andererseits wurden die wenigen erfolgreichen Frauen als
überdurchschnittlich kompetent beurteilt. Die Analyse stellte fest, dass freisinnige
Frauen häufig in jenen Wahlkreisen antraten, in denen die Erfolgsaussichten wegen
starker Konkurrenz gering waren. Die Partei müsste gemäss der Studiengruppe eine
Strategie für die Frauennachwuchsförderung entwickeln und die vorhandenen
Kapazitäten durch eine Nischenpolitik besser ausnützen. Die Präsenz der Frauen auf
den freisinnigen Wahllisten sollte verstärkt werden, insbesondere in aussichtsreichen
Wahlkreisen und auf vorderen Listenplätzen. 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 03.09.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im Gefolge der Bundesratsersatzwahl forderten die CVP-Frauen Schweiz die Einführung
von Quoten für beide Geschlechter auf allen Stufen der Parteihierarchie und in allen
Gremien. In der Frage der Unterstützung der im Berichtsjahr lancierten Volksinitiative
für Geschlechterquoten in den Bundesbehörden blieben die CVP-Frauen jedoch
gespalten. 7

PARTEICHRONIK
DATUM: 25.10.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die CVP stellte im Berichtsjahr ein neues Marketingkonzept und Schwerpunktprogramm
vor, mit dem sie mehr Profil gewinnen und den seit Jahren anhaltenden Wählerverlust
eindämmen will. Neu will die CVP nicht mehr «Partei der Mitte», also die
mathematische Mitte zwischen links und rechts, sondern «moderne Partei des
Zentrums» sein, die auch Wähler in den Agglomerationen anspricht. Ein neues,
orange-violettes Logo unterstreicht den neuen Kurs der Partei. Die CVP postulierte in
ihrem neuen Schwerpunktprogramm drei Handlungsmaximen: die Bewahrung der
Schöpfung, die Gleichstellung der Frauen und die neue Solidarität. Daraus leitete sie
die drei Schwerpunkte Stärkung der Familie für eine solidarische Gesellschaft, soziale
Marktwirtschaft im Dienste des Menschen und nationale Identität und Öffnung der
Schweiz ab. Das neue Parteiprogramm, zu dem die 1300 Ortsparteien konsultiert
worden waren, wurde am ausserordentlichen Parteikongress im Mai bei nur einer
Gegenstimme angenommen . 8

PARTEICHRONIK
DATUM: 30.05.1994
EVA MÜLLER

Die SP verabschiedete am Parteitag ihr Wirtschaftsprogramm für die Jahre 1994 bis
2005 unter dem Titel «Mit radikalen Reformen die Zukunft gestalten». Mit knappem
Mehr entschieden die Delegierten, dass die Reformen innerhalb des herrschenden
kapitalistischen Systems durchzuführen seien. Die Überwindung des Kapitalismus stelle
für die nächsten zwölf Jahre kein Ziel der SP mehr dar, da die Partei der herrschenden
Wirtschaftsordnung zurzeit kein grundlegend neues und glaubwürdiges Konzept
entgegenzusetzen habe. Der Abschied von der traditionellen grundsätzlichen
Kapitalismuskritik sorgte innerhalb der Partei für eine breite, kontroverse Diskussion.
Nationalrätin Margrith von Felten (BS) schalt das Papier in einem Rückweisungsantrag
als «Arrangement mit den herrschenden Verhältnissen». Ausserdem kritisierte die
zentrale Frauenkommission der Partei, dass Frauenforderungen im
Wirtschaftsprogramm zu wenig berücksichtigt würden. Insgesamt hatten über 400
Sektionen und Kantonalparteien Änderungsanträge eingereicht. Ein Antrag der Zürcher
Kantonalsektion, der forderte, das Ziel des sozialen Friedens sei aus dem Programm zu
streichen, wurde von den Delegierten knapp und etwas überraschend mit dem

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 20.06.1994
EVA MÜLLER
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Argument angenommen, die Sozialpartnerschaft werde von den Arbeitsgebern verletzt.
Das über 100seitige Wirtschaftskonzept fordert eine sozialere und ökologischere
Schweiz, mehr Wettbewerb und Transparenz der Schweizer Wirtschaft, eine neue
Landwirtschaftspolitik und eine Reform des Bildungswesens. 9

Die 10. AHV-Revision und das in letzter Minute heraufgesetzte Rentenalter für Frauen
stürzte die SP in ein Dilemma. Während sich der Parteivorstand und Präsident
Bodenmann für ein Referendum gegen die 10. AHV-Revision stark machten, setzten sich
andere namhafte SP-Vertreter dafür ein, die positiven Errungenschaften der Vorlage zu
retten und die Erhöhung des Frauenrentenalters von 62 auf 64 Jahre mit einer Initiative
rückgängig zu machen. Die Partei war in der Frage der 10. AHV-Revision so gespalten,
dass sie zur Klärung den seit 1921 nie mehr praktizierten Weg einer Urabstimmung
beschloss. 10

PARTEICHRONIK
DATUM: 21.11.1994
EVA MÜLLER

Mit einem weiteren Positionspapier «Perspektiven liberaler Lebensgestaltung»
verabschiedete die FDP verschiedene Postulate zur Gleichstellung der Geschlechter.
Konkret forderte sie den gleichen Zugang von Frauen und Männern zu allen Berufen und
Positionen, die Einführung von Blockzeiten an den Schulen, freiwillige Tagesschulen
sowie flexible Arbeitsformen und Teilzeitarbeit. Ferner trat sie für ein geschlechts- und
zivilstandsunabhängiges Sozialversicherungs- und Steuersystem ein. Die Forderungen
basieren auf einer im Auftrag der FDP erstellten Pilotstudie «Frau und Mann in
Wirtschaft und Gesellschaft der Schweiz». 11

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 23.01.1995
EVA MÜLLER

Zum 100-jährigen Jubiläum des Internationalen Tags der Frau am 8. März verteilten die
FDP-Frauen an 400 Unternehmen und an Bundesrat Schneider-Ammann rote
Teppichreste, an welche die Forderung geheftet war, den Zugang für Frauen in die
Teppichetagen zu fördern. Eigentlich sei man als Liberale gegen Quoten, bei lediglich
3% Frauenanteil in den Geschäftsführungen der wichtigsten Schweizer Unternehmen
müsse man sich aber Massnahmen zur raschen und effizienten Frauenförderung
überlegen. 12

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 07.03.2011
MARC BÜHLMANN

Eine Frauenquote per Gesetz forderten die FDP-Frauen anlässlich eines Treffens
Anfang September. Zwar sei man nach wie vor gegen Etatismus, der Staat müsse aber
eingreifen, wenn die Chancengleichheit faktisch nicht existiere, erklärte die Präsidentin
der FDP-Frauen Carmen Walker-Späh (ZH). In zwei Schritten soll der Frauenanteil in
den Kaderstellen angehoben werden: Vorangehen sollen erstens die öffentlichen
Verwaltungen und die bundesnahen Betriebe. Zweitens sollen börsenkotierte
Unternehmen, falls freiwillige Massnahmen nicht fruchten, verpflichtet werden können,
eine zeitlich befristete Quote einzuführen. 13

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 09.09.2012
MARC BÜHLMANN

Die SP-Frauen beschlossen aufgrund einer Online-Befragung, in Zukunft auch Männer
in die Frauenorganisation aufzunehmen. Männer, die sich für Gleichstellungsthemen
engagierten, würden nicht nur willkommene Inputs liefern, sondern sollen in Zukunft
auch mitentscheiden können. Zudem diskutierten die Frauen öffentlich über mögliche
Volksinitiativen, mit denen die Geschlechtergleichheit verbessert werden soll – etwa
mit Hilfe einer nationalen Behörde, welche die Lohngleichheit überwacht, mit Hilfe von
zusätzlichen Krippenplätzen oder mit verbindlichen Frauenquoten. 14

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 28.04.2013
MARC BÜHLMANN

Mit ihrer Forderung nach staatlicher Förderung für Kinderkrippen, einer regulierenden
Frauenquote oder ihrem Ja zum Familienartikel und zum revidierten
Raumplanungsgesetz hatten die FDP-Frauen in der Partei für einigen Unmut gesorgt.
Die Frauen selber prangerten in den Medien einen parteiinternen Rechtsrutsch an.
Nach einer Aussprache zwischen der Mutterpartei und der Frauensektion wurde ein
Verhaltenskodex vereinbart, mit dem die Koordination zwischen Mutterpartei,
Jungfreisinnigen und FDP-Frauen verbessert werden soll. In einer Zukunftstagung im
September debattierten die Frauen über Zukunft, Positionierung, Strukturen und
politisches Programm der bereits 64-jährigen Frauensektion. 15

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 29.09.2013
MARC BÜHLMANN
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Bereits kurz nachdem ein Komitee, prominent vertreten durch die beiden SVP-
Nationalrätinnen Yvette Estermann (LU) und Andrea Geissbühler (BE), zwei
Volksinitativen zur Einschränkung des Rechts auf Abtreibung lanciert hatte, äusserten
sich andere SVP-Exponentinnen kritisch zu den beiden Volksbegehren, die konkret
«einen Tag Bedenkzeit vor jeder Abtreibung» sowie ein Verbot von Spätabtreibungen
fordern. In einem Streitgespräch mit Andrea Geissbühler über die Bedenkzeit-Initiative
sprach die Präsidentin der Jungen SVP Zürich, Camille Lothe, im Tages-Anzeiger von
«ein[em] massive[n] Eingriff» in die persönliche Freiheit von Frauen. Gegenüber «24
Heures» gab SVP-Vizepräsidentin Céline Amaudruz (GE) zu Protokoll, dass es bei der
Frage der Abtreibung sowohl das Wohl des Kindes als auch dasjenige der schwangeren
Frau zu berücksichtigen gelte und sie das bestehende Recht auf Abtreibung deswegen
unter keinen Umständen angreifen wolle. Bereits 2014 hatte sich Amaudruz prominent
gegen die Volksinitiative «Abtreibungsfinanzierung ist Privatsache» gestellt – entgegen
der Parole ihrer Partei. 
Wie sich die SVP insgesamt zu den beiden neuen Volksinitiativen stellen würde, blieb
vorerst offen. Ein Blick auf die namentliche Abstimmung im Nationalrat über eine
Motion Estermann mit ähnlicher Stossrichtung (Mo. 20.3191) zeigte im Mai 2022 indes,
dass die Westschweizer SVP-Vizepräsidentin Amaudruz nicht die einzige
Parteivertreterin war, die dem Anliegen nur wenig abgewinnen konnte. Von den 12 an
der Abstimmung teilnehmenden SVP-Nationalrätinnen fand die Motion lediglich bei
deren 4 Unterstützung, wogegen sich 5 dagegen aussprachen und 3 weitere sich der
Stimme enthielten. Im Unterschied zu den mehrheitlich skeptisch positionierten SVP-
Nationalrätinnen stellten sich die männlichen Nationalratsmitglieder der SVP
grossmehrheitlich hinter die Motion. Dennoch fanden sich unter den 38 an der
Abstimmung teilnehmenden SVP-Nationalräten 5 ablehnende sowie 4 enthaltende
Stimmen – zu Letzteren zählte unter anderem Parteipräsident Thomas Aeschi. Dass sich
die SVP-Frauen in der Abtreibungsfrage teilweise anders positionieren als ihre
männlichen Parteikollegen, ist jedoch nichts Neues; bereits 2002 hatten die SVP Frauen
im Gegensatz zur SVP Schweiz die Ja-Parole zur Fristenregelung gefasst. 16

PARTEICHRONIK
DATUM: 09.02.2022
MARLÈNE GERBER

Linke und ökologische Parteien

Die beiden nationalen grünen Gruppierungen, die Grüne Partei der Schweiz (GPS) und
das Grüne Bündnis Schweiz (GBS) klärten das Terrain für die Aufnahme von
Fusionsverhandlungen ab. Nachdem im Dezember 1989 der GPS-Ausschuss auf einen
Fusionswunsch des GBS eingegangen war, präsentierte das Grüne Bündnis die
Rahmenbedingungen, unter denen es sich eine Fusion vorstellen könnte. Formelle
Kriterien wie z.B. ein neuer Name der fusionierten Gruppen sowie inhaltliche
Problemkreise — die Verteidigungs- und Sozialpolitik, die Frauenfrage und die Frage
nach dem Stellenwert der Parlamentsarbeit — sollten gemeinsam diskutiert werden.
Allerdings liessen aber bald darauf beide Parteien verlauten, die Basis für eine Fusion
sei zur Zeit nicht vorhanden. Innerhalb des Grünen Bündnisses äusserten vor allem die
Sozialistisch-Grüne Alternative Zug (SGA) und die Winterthurer Opposition (WOP)
Zweifel an Sinn und Machbarkeit einer Fusion. 17

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.04.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die eingeleitete Öffnung der PdA für neue Ideen und Themen wurde mit der Lancierung
der Volksinitiative «Frauen und Männer» konkretisiert. Diese verlangt eine
Quotenregelung von maximal 60% des gleichen Geschlechts für alle politischen
Behörden mit fünf oder mehr Mitgliedern. Gleichzeitig hat die Partei eine zweite
Initiative, «Gleiche Rechte in der Sozialversicherung», lanciert. Diese fordert die
Durchsetzung des Gleichheitsartikels in den Sozialwerken. 18

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 04.09.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Nach dem Zusammenbruch der kommunistischen Staatssysteme in Osteuropa setzte
innerhalb der PdA eine rege Diskussion zu Inhalt, Konzept und damit auch Zukunft der
ca. 3000 Mitglieder zählenden Partei ein. Im Entwurf für ein neues Parteiprogramm
wurden dann im formalen und inhaltlichen Bereich neue Akzente gesetzt: Der
Klassenkampf (die Diktatur des Proletariats hatte die PdA schon früher fallen gelassen)
wurde durch die «Bewegung für den Sozialismus» abgelöst. Neue Themen wie die
Gleichberechtigung der Geschlechter, der Ausgleich des Nord-Süd-Gefälles und der
Umweltschutz nehmen im Entwurf eine wichtige Stellung ein. Generelles Ziel dieser
Bewegung soll eine umfassende Demokratisierung sämtlicher Lebensbereiche sein. Im
Wissen, dass gesellschaftliche Veränderungen nicht durch eine einzige kleine
Organisation bewirkt werden können, drückt die PdA den Wunsch nach einer

PARTEICHRONIK
DATUM: 01.11.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Vernetzung aller reformwilligen Kräfte der verschiedenen sozialen Teilbereiche aus, um
derart eine Volksbewegung für den Sozialismus zu bilden. 19

An zwei Parteitagen erarbeitete die Partei der Arbeit ein neues Programm und
revidierte wesentliche Elemente der Statuten, womit auch Änderungen der
Bezeichnung der Parteiorgane verbunden waren. Einerseits verschwand in den Statuten
das Wort «kommunistisch», andererseits spricht das neue Parteiprogramm immer
noch von der kommunistischen Gesellschaft als einer Zielvorstellung. Ebenso
verschwand das in den Statuten festgehaltene Prinzip des demokratischen
Zentralismus sowie die Namen von Lenin und Engels; das Zentralkomitee wurde in
Parteivorstand, das Politbüro in leitenden Ausschuss und der Generalsekretär in
Präsident umbenannt. Die Forderung nach Verstaatlichung von Grund und Boden wurde
im Programm aufrechterhalten, eine generelle Verstaatlichung der Wirtschaft jedoch
abgelehnt. Die zentralen Anliegen des Programms sind die Gleichberechtigung von
Mann und Frau, Umweltschutz und mehr Solidarität mit der Dritten Welt. Die PdA
sprach sich im übrigen, für ein soziales Europa aus; in der Frage des EG-Beitritts tat
sich allerdings ein Graben zwischen der Welsch- und der Deutschschweiz auf. 20

PARTEICHRONIK
DATUM: 08.11.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Anders als im Wahljahr 1987 präsentierte sich die Grüne Partei vor den
Nationalratswahlen 1991 als eine vielfältig kompetente Partei, die über ihr Image einer
Einthemenpartei hinausgekommen ist. Fragen der Fiskalpolitik, der
Gleichberechtigung der Geschlechter – ein umstrittenes Grundsatzpapier dazu wurde
am Parteitag in Rapperswil (SG) nach den Wahlen verabschiedet –, Neue Armut,
Sicherheits-und Europapolitik gehörten ebenso zum Inventar der Wahlkampfthemen
wie die Umweltpolitik. Im übrigen hat sich die Partei seit den letzten eidgenössischen
Wahlen in politischer Hinsicht durch die Integration von Teilen der ehemaligen Grünen
Bündnisse von einer eher bürgerlich-grünen zu einer eher links-grünen Organisation
gewandelt; der Frauenanteil ist mit über 45% der Mitglieder der höchste von allen
Parteien überhaupt und sowohl Partei- als auch Fraktionspräsidium wurden im
Berichtsjahr von Frauen gehalten. Gemäss der VOX-Analyse war die GP bei den
Nationalratswahlen die einzige nationale Partei mit einer weiblichen Mehrheit in der
Wählerschaft.
Für die Jahre 1992-94 wurde NR Thür (AG) als Fraktionspräsident gewählt,
Vizepräsidentin wurde die Luzernerin Cécile Bühlmann. 21

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 12.12.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Als fünfte Partei des Kantons wurde im Berichtsjahr das «Junge Uri» gegründet. Die
Partei hat zum Ziel, insbesondere die Interessen der Jungen zu vertreten und diese zu
motivieren, sich politisch zu betätigen. Zu ihrem Programm gehören auch kulturelle,
umweltpolitische und soziale Anliegen wie beispielsweise die Gleichstellung von Mann
und Frau. Bei den Landratswahlen kandidierte das «Junge Uri» auf der «Neuen Liste»,
einem Zusammenschluss von SP, «Kritischem Forum Uri» und Unabhängigen. Zu einem
Sitzgewinn reichte es für die neue Partei nicht. 22

PARTEICHRONIK
DATUM: 15.02.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die beiden Volksinitiativen «Frauen und Männer» für eine Quotenregelung für alle
politischen Behörden bzw. «Gleiche Rechte in der Sozialversicherung», welche von der
PdA 1990 lanciert worden waren, kamen nicht zustande. 23

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 10.03.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Mit einer Statutenrevision schrieb die GPS für den Vorstand eine Mindestquote beider
Geschlechter von 40% vor. 24

PARTEICHRONIK
DATUM: 02.09.1996
EVA MÜLLER

An einer Medienkonferenz am Internationalen Tag der Frau sprach sich die Grüne
Fraktion für die Einsetzung einer Unabhängigen Kommission zur Förderung der
Lohngleichstellung aus. Lohngleichheit sei zwar in der Verfassung festgeschrieben,
aber noch lange nicht erreicht, weshalb diese Kommission nötige Massnahmen
erarbeiten und durchsetzen solle. 25

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 08.03.2011
MARC BÜHLMANN
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2019 war das Jahr der Grünen: Nicht nur erreichte die Partei sehr gute Resultate in den
kantonalen Erneuerungswahlen, sondern sie konnte mit 17 zusätzlichen Mandaten (neu:
28 Sitze) und einem Anstieg des Wähleranteils um 6.1 Prozentpunkte (neu: 13.2 Prozent)
auch in den Nationalratswahlen 2019 einen grossen Sieg erzielen. Wie die NZZ
berichtete, gewannen die Grünen in fast allen Kantonen – nur an den Innerschweizer
Kantonen ging der Erfolg der Partei vorbei. In einem Interview im Blick Anfang Januar
2019 hatte sich Parteipräsidentin Regula Rytz (gp, BE) gewünscht, dass die Partei in den
Nationalratswahlen vier oder fünf Sitze zulegen könnte; ein Ziel, das wider Erwarten
gänzlich übertroffen wurde. Nicht überraschend zeigte sich die Parteipräsidentin
folglich nach den Wahlen gegenüber den Medien extrem zufrieden und bedankte sich in
einem NZZ-Interview bei den jungen Mitgliedern der Klimabewegung, die zur
Politisierung der Jugend beitrügen. 
Die positiven Resultate der Grünen brachten auch einen finanziellen Vorteil für die
Partei mit sich: Wie der Tages-Anzeiger berechnete, erhält die Partei zukünftig bis zu
CHF 600'000 mehr an Fraktionsbeiträgen. Hinzu kommen die Mandatsabgaben der
Neugewählten – bisher CHF 9'000 für Nationalrätinnen und Nationalräte –, was weitere
CHF 150'000 in die Kasse spülen soll. Dies seien bedeutende Mittel bei einem Budget
von bisher CHF 1.2 Mio., betonte die Zeitung.
Klima- und Frauenpolitik waren die zwei Hauptthemen der Grünen in der
Wahlkampagne, Themen, die seit der Gründung der Partei schwerpunktmässig
bewirtschaftet werden. Regula Rytz erklärte in einem Interview im April 2019, dass die
Klima- und Frauenbewegung zu einer Politisierung von Wählergruppen führten, die bei
den Wahlen derjenigen Partei ihre Stimme gaben, die diese Themen schon lange auf der
Agenda haben - so eben die Grünen.
Wie eine statistische Analyse der Kandidaturen nach Geschlecht, Kanton und Partei im
Auftrag der EKF zeigte, hatte die Partei das Thema der Gleichstellung auch bei den
Wahllisten aufgenommen. Die Grünen zeigten den höchsten Frauenanteil unter den
Kandidierenden: 55.4 Prozent der Kandidierende auf den Wahllisten waren Frauen.
Insgesamt hatten die Grünen in 13 Kantonen eine Frauenmehrheit auf ihren Wahllisten
und standen somit an der Spitze.
Während der Wahlkampagne der Grünen berichteten die Medien viel über die
Kandidatur von Tamy Glauser – dem berühmten Schweizer Topmodel –  für den
Nationalrat. In einem Tages-Anzeiger-Interview machte Glauser klar, dass sie keine
«One-Woman-Show» für die Partei sei, sondern dass sie sich für die Umwelt und die
Rechte der LGBT+-Community einsetzen wolle. Für Furore sorgte Glauser in der Folge,
als sie auf den sozialen Medien in einem Post erklärte, dass das «Blut von Veganern und
Veganerinnen zum Beispiel Krebszellen töten kann», wie der Blick berichtete. Diese
Aussage wurde in den Medien und in der Öffentlichkeit laut kritisiert. Dass eine solche
Aussage über Veganismus und Krebs ihrerseits derartige Reaktionen auslösen könne,
habe sie nicht erwartet, betonte Glauser. Diese Episode habe ihr gezeigt, dass sie für
die Politik noch nicht bereit gewesen sei, wie sie auf Instagram schrieb. Aus diesem
Grund zog sie ihre Kandidatur Ende Juli 2019 zurück. Für die Nationalratsliste der
Grünen wurde daraufhin die Zürcher Kantonsrätin Esther Guyer (ZH, gp)
nachnominiert. 26

PARTEICHRONIK
DATUM: 20.10.2019
GIADA GIANOLA

Unter dem Namen «Femmes socialistes du Valais romand» wurde im März 2022 eine
Unterwalliser Sektion der SP Frauen gegründet. Rund 30 Sozialdemokratinnen nahmen
am Gründungsanlass teil. Sie wählten als Co-Präsidentinnen der neuen Sektion Paola
Riva Gapany, Grossrätin, und Jessica Perregaux-Dielf, Gemeindeparlamentarierin in
Martigny. Riva Gapany wies darauf hin, dass es sich genau genommen nicht um eine
Neugründung, sondern um eine Wiederbelebung handle, da bereits in den 1970er- und
1980er-Jahren eine Frauensektion der SP Unterwallis bestanden habe. 27

PARTEICHRONIK
DATUM: 17.03.2022
HANS-PETER SCHAUB

Im März 2023 wurde eine Frauensektion der SP Waadt gegründet. Mitglieder der
«Femmes socialistes vaudoises (FSV)», so der offizielle Name, werden analog zu den SP
Frauen Schweiz automatisch alle Frauen, die Mitglieder der SP Waadt sind. Als Co-
Präsidentinnen der neuen Sektion amteten Audrey Petoud und Camille Robert,
Gemeindeparlamentarierinnen in Lausanne beziehungsweise Morges.
Befragt nach der Motivation für die Gründung, nannte Petoud gegenüber 24 Heures die
Ziele, den Einstieg von Frauen in die Politik zu fördern, eine bessere Vertretung von
Frauen in politischen Ämtern zu erreichen und den immer noch bestehenden Sexismus
in der Politik – auch innerhalb der SP – zu bekämpfen. Zudem sei die Waadt der letzte
Kanton der Romandie ohne SP-Frauensektion gewesen, nachdem sich im Vorjahr im
Unterwallis und in Genf entsprechende Sektionen formiert hatten. Noch in den 1970er-

PARTEICHRONIK
DATUM: 10.03.2023
HANS-PETER SCHAUB
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Jahren hatte die SP Waadt zwar ebenfalls eine SP-Frauensektion gehabt, diese dann
aber durch eine Gleichstellungskommission ersetzt. 28

Die SP im Jahr 2023: Kurzüberblick

Die SP startete mit einer Stabilisierung ihres Wählendenanteils bei den Zürcher Wahlen
ins Jahr, und in Luzern gelang ihr die Rückkehr in die Kantonsregierung. Auch wenn die
Partei bei einigen anderen kantonalen Wahlen des Jahres – unter anderem im Tessin,
wo ihr eine Parteiabspaltung zu schaffen machte – weniger gut abschnitt, ergab dies
zusammen mit zunehmend positiven nationalen Umfragewerten in den Medien das Bild
einer Partei, die sich nach einer längeren Phase von Niederlagen bei kantonalen Wahlen
wieder gefangen hatte.
In der Tat vermochte die SP schliesslich sowohl bei den Nationalrats- als auch bei den
Ständeratswahlen zuzulegen. Eine Erklärung für den Wahlerfolg sah die Presse in der
Themenlage, die mit Inflation, steigenden Mieten und einem Schub bei den
Krankenkassenprämien der SP in die Hände gespielt habe: In ihrem Wahlkampf hatte
die Partei – nebst Gleichstellung und Klimaschutz – vor allem das Thema Kaufkraft
propagiert.
Im Rampenlicht stand die SP im Zusammenhang mit den Bundesratswahlen, bei denen
sie den Sitz des zurücktretenden Alain Berset zu verteidigen hatte. War zunächst noch
spekuliert worden, dass die Grünen mit bürgerlicher Unterstützung den SP-Sitz
angreifen könnten, wurde der Anspruch der SP auf zwei Bundesratssitze spätestens
nach den eidgenössischen Parlamentswahlen im Prinzip kaum mehr in Frage gestellt –
von bürgerlicher Seite jedoch unter der Bedingung, dass die SP den Angriff der Grünen
auf die FDP-Sitze nicht unterstütze. Die Mehrheit der SP-Fraktion erfüllte – nach
eigenen Angaben «contre coeur» – diese Bedingung, was wiederum die Grünen
vertäubte. Des Weiteren gab es kurz vor der Bundesratswahl aus den bürgerlichen
Parteien Drohungen, eine SP-Vertretung ausserhalb des offiziellen SP-Tickets zu
wählen. Auf dieses hatte die SP-Fraktion den Basler Regierungsrat Beat Jans und den
Bündner Nationalrat Jon Pult gesetzt. Vier weitere Kandidierende – darunter wie schon
im Vorjahr auch die Berner Regierungsrätin Evi Allemann und der Zürcher Ständerat
Daniel Jositsch – blieben auf der Strecke. Die Bundesversammlung entschied sich
letztlich deutlich für Beat Jans, der sich in den Anhörungen bei den anderen Fraktionen
gemäss Medienberichten konzilianter gegeben hatte als Jon Pult. Dieser erhielt in allen
drei Wahlgängen gar weniger Stimmen als Daniel Jositsch. Bei der
Departementsverteilung blieben das EDI und das EJPD in SP-Hand, wobei
überraschend die bisherige EJPD-Vorsteherin Elisabeth Baume-Schneider ins EDI
wechselte und der Neugewählte Beat Jans somit das EJPD übernahm.
In der direktdemokratischen Arena musste die SP eine Niederlage hinnehmen, als die
von ihr bekämpfte OECD-Mindeststeuer an der Urne deutlich angenommen wurde. Die
Nein-Parole dazu hatten die Parteidelegierten entgegen der Empfehlung der
Parteileitung gefasst, welche Stimmfreigabe beantragt hatte. Einen Erfolg konnte die SP
verbuchen, indem sie im Sommer ihre Kita-Initiative zustande brachte.
Bereits vor den Wahlen hatte die SP ihr Fraktionspräsidium im Bundeshaus neu zu
besetzen. Die Doppelkandidatur von Samira Marti und Samuel Bendahan für die
Nachfolge von Roger Nordmann blieb ohne Konkurrenz, womit die Fraktion nun wie
schon die Bundespartei von einem geschlechtergemischten Co-Präsidium geführt wird.

PARTEICHRONIK
DATUM: 31.12.2023
HANS-PETER SCHAUB

Konservative und Rechte Parteien

Im Kanton Baselland haben sich innerhalb der CVP die Christlichsozialen zu einer
Arbeitsgruppe zusammengeschlossen. Ziel dieser Gruppe ist es, die kantonale
Mutterpartei auf eine Politik der Ökologie und der Solidarität zu verpflichten. Insgesamt
existieren damit christlichsoziale Arbeitsgruppen resp. Bewegungen und Parteien in
den Kantonen Baselland, Freiburg, Graubünden, Jura, Obwalden, St. Gallen, Solothurn,
Thurgau, Wallis und Zürich. Die 1957 gegründete Christliche Sozialbewegung (CSB), die
im wesentlichen von der Christlichsozialen Parteigruppe, dem Christlichnationalen
Gewerkschaftsbund und der Katholischen Arbeitnehmerbewegung getragen wird, hat
sich ein neues Leitbild mit Einbezug aller aktuellen gesellschaftlichen Themen, wie z. B.
Umweltpolitik, Gleichberechtigung oder Friedenspolitik, gegeben. 29

PARTEICHRONIK
DATUM: 24.12.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT
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In ihrem auf biblischen Grundsätzen beruhenden Wahlprogramm legte die EDU den
Schwerpunkt auf gesellschaftliche Fragen und sprach sich etwa gegen Abtreibung und
die Ausbeutung der Frau durch die Werbung sowie für eine repressive Drogenpolitik
aus. Der Gentechnologie steht sie sehr kritisch gegenüber. In der Europafrage sprach
sich die Partei gegen einen EU-Beitritt, aber für bilaterale Verhandlungen aus. 30

POSITIONSPAPIER UND PAROLEN
DATUM: 20.10.1995
EVA MÜLLER

Weil Babette Sigg (ZH) nach zwölfjähriger Amtszeit zurückgetreten war, hatten die CVP-
Frauen Schweiz im Oktober 2021 eine neue Präsidentin zu wählen. In einer Kampfwahl
obsiegte dabei Christina Bachmann-Roth, Gemeindeparlamentarierin in Lenzburg AG,
gegen Monika Emmenegger, Gemeindepräsidentin von Hildisrieden LU.
Ihre politische Ausrichtung bezeichnete die 37-jährige Bachmann-Roth als «sozial-
liberal und fortschrittlich», in den Medien wurde sie dem «urbanen und linken Flügel
der Mitte-Partei» zugerechnet. Nach ihrer Wahl grenzte sie sich indessen gegenüber
«ideologischen Forderungen der Linken in der Sozial- und Gesellschaftspolitik» ab: An
einer Erhöhung des Frauenrentenalters auf 65 führe kein Weg vorbei, zumal sonst
gerade auch junge Frauen benachteiligt würden. Für die Vereinbarkeit von Familie und
Beruf brauche es flexible Arbeitszeiten, Lohngleichheit, eine Aufwertung der Care-
Arbeit und eine Förderung von Tagesschulen; staatliche Massnahmen reichten jedoch
nicht, sondern auch die Familien stünden in der Verantwortung. Gewisse nationale
Bekanntheit hatte Bachmann-Roth bereits mit ihrem augenzwinkernden Slogan «Bald
kommen meine Tage» erlangt, mit dem sie im Nationalratswahlkampf 2019 angetreten
war. Beruflich ist sie mit einer eigenen Firma im Käsehandel tätig. 31

PARTEICHRONIK
DATUM: 23.10.2021
HANS-PETER SCHAUB

Die «Mitte Frauen Kanton Luzern», die bisher bloss eine parteiinterne Vereinigung in
der Luzerner Kantonalpartei der Mitte gebildet hatten, konstituierten sich im
September 2022 neu als Verein. Zu ihrer Gründungspräsidentin wählten sie Monika
Emmenegger, Gemeindepräsidentin von Hildisrieden und im Jahr davor unterlegene
Kandidatin für das Präsidium der Mitte Frauen (damals noch CVP-Frauen) Schweiz.
Die Mitte Frauen Kanton Luzern setzten sich gemäss Medienmitteilung zum Ziel, die
Interessen der Frauen in den parteiinternen Gremien zu vertreten, öffentlich Stellung
zu aktuellen politischen Fragen zu nehmen und politisch interessierte Frauen zu
fördern. Inhaltlich wollten sie sich «insbesondere für die Rechte und Anliegen der
Frauen [sowie für] Solidarität, Gleichstellung und Chancengerechtigkeit» einsetzen. 32

PARTEICHRONIK
DATUM: 17.09.2022
HANS-PETER SCHAUB

16 Gründungsmitglieder riefen im April 2023 die Mitte Frauen Unterwalden ins Leben.
Mit der Gründung wurden alle Frauen, die Mitglied einer Mitte-Ortspartei in Nid- oder
Obwalden waren, automatisch zu Mitgliedern der neuen Frauensektion. Deren Leitung
übernahmen die Obwaldnerin Lilian Gasser und die Nidwaldnerin Alexandra Bachmann
im Co-Präsidium.
Mit der neuen Parteisektion sollten Frauen gemäss Medienmitteilung «eine Plattform
erhalten, die ihnen den Einstieg in die Politik erleichtert, wo sie Ideen äussern und
umsetzen können [sowie] Unterstützung bei der Verwirklichung erhalten». Frauen
sollen für die Politik begeistert und für politische Ämter motiviert werden, wofür unter
anderem der Aufbau und die Pflege eines Netzwerks zentral seien.
Antrieb für die Neugründung waren gemäss den beiden Co-Präsidentinnen einerseits
der «unglaubliche Drive» der Mitte Frauen Schweiz, andererseits auch die
Enttäuschung über die Obwaldner Kantonsratswahlen 2022, bei denen der Frauenanteil
im Kantonsparlament unter 20 Prozent gesunken war. Um dies zu ändern, wolle man bei
den nächsten Wahlen mit 50 Prozent weiblichen Kandidaturen auf den Listen der
CVP/Mitte Obwalden antreten. Dieses Ziel sei mit dem Präsidenten der Kantonalpartei
abgesprochen. Überhaupt strebe man bei der Tätigkeit der Frauensektion eine enge
Abstimmung mit den beiden Kantonalparteien an; man wolle diese schliesslich nicht
konkurrieren, sondern ergänzen. Trotzdem sei die Etablierung der eigenen Sektion
wichtig, unter anderem, weil sich von Anlässen, die von den Mitte Frauen Unterwalden
organisiert würden, mehr Frauen angesprochen fühlen dürften als wenn dieselben
Anlässe von der Mitte durchgeführt würden. Für eine kantonsübergreifende Sektion
habe man sich entschieden, weil sich separate Vereinigungen in Nidwalden und
Obwalden «nicht gelohnt» hätten, erklärte Gasser in der Nidwaldner Zeitung. 33

PARTEICHRONIK
DATUM: 28.04.2023
HANS-PETER SCHAUB
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Kurz nach entsprechenden Schritten in Ob- und Nidwalden sowie in Luzern wurde im
Mai 2023 unter dem Namen «Mitte Frauen Glarnerland» auch eine Glarner Sektion der
Mitte Frauen ins Leben gerufen. Zur ersten Präsidentin wurde Bianca Winteler (GL,
mitte) gewählt.
In ihrer Mitteilung stellten die Mitte Frauen Glarnerland die Gründung in
Zusammenhang mit der Beobachtung, dass sich Frauen auch über 50 Jahre nach
Einführung des Frauenstimmrechts weniger an der Politik beteiligten als Männer. Die
neue Parteiorganisation wolle deshalb «Frauen für die Politik sensibilisieren und
stärken sowie ein Netzwerk und eine Plattform schaffen, um über aktuelle Themen zu
diskutieren». Dass Frauen ihre Perspektiven vermehrt in die Politik einbringen, sei
wichtig, weil diese «sich nicht immer mit denjenigen der männlichen Kollegen [decken],
da zum Teil die Interessen und Herausforderungen des Alltags unterschiedlich» seien.
Die neue Parteisektion werde sich für die Gleichstellung von Frauen nicht nur in der
Politik, sondern in allen Lebensbereichen einsetzen und Frauen unabhängig von ihrem
Lebensmodell ermutigen, Verantwortung in Familie, Beruf und Politik zu übernehmen.
Dazu brauche es unter anderem eine gute Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 34

PARTEICHRONIK
DATUM: 15.05.2023
HANS-PETER SCHAUB
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